
sowie des gesellschaftlichen Gesamtverhaltens des 
Täters umfasse'1.
Mit der nunmehr beabsichtigten gesetzlichen Neurege­
lung werden diese durch die Rechtsprechung bereits 
entwickelten Grundsätze gefestigt und weitergeführt. 
Das Rechtsmittelgericht braucht ungerechte Entschei­
dungen, deren Abänderung im Interesse des Angeklag­
ten liegt, nicht mehr lediglich aus prozessualen Grün­
den aufrechtzuerhalten. Allerdings wird dadurch das 
Verbot der Straferhöhung bei Anfechtung der Ent­
scheidung zugunsten des Angeklagten nicht berührt 
(§ 289); denn der insoweit beabsichtigte Wegfall der 
Beschränkung des Rechtsmittels stellt eine im Inter­
esse des Angeklagten liegende, nicht aber eine diesen 
benachteiligende Maßnahme dar.

2. Vereinfachung der Formvorschriften bei Einlegung 
der Berufung durch den Angeklagten (§ 292)
Da das Rechtsmittel nicht mehr den Umfang des Tätig­
werdens des Rechtsmittelgerichts bestimmen, sondern 
nur Anlaß der Überprüfung sein soll, kommt es auf 
die Beachtung besonderer Formvorschriften bei der 
Einlegung einer Berufung nicht mehr an. Der für die 
bisherige Regelung — Berufung zu Protokoll der Ge­
schäftsstelle oder durch einen Rechtsanwalt — be­
stimmende Gesichtspunkt, dem Angeklagten zu helfen 
und ihn zu eindeutigen Erklärungen zu veranlassen, 
in welchem Umfang er Rechtsmittel einlegen will, ist 
weggefallen. Im übrigen dient die Vereinfachung der 
Formvorschriften auch der Stärkung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit. Immer wieder mußte festgestellt wer­
den, daß Angeklagte trotz eingehender Rechtsmittel­
belehrung deren Sinn nicht verstanden hatten und 
glaubten, lediglich durch eine schriftliche Berufungs­
einlegung den Formerfordemissen entsprochen zu ha­
ben. In solchen Fällen die Berufung nicht ohne sach­
liche Prüfung als unzulässig verwerfen zu müssen, 
befriedigt weit mehr und trägt zu einer engeren, mit 
dem Leben unserer Menschen verbundenen Justiz­
praxis bei.

*

In zwei wesentlichen Fragen kann ich jedoch dem 
StPO-Entwurf nicht folgen, wobei ich mich in Über­
einstimmung mit den dazu vom Kollegium für Straf­
sachen des Obersten Gerichts geäußerten Bedenken 
weiß.
1. Zur Erstreckung der Nachprüfungspflicht auf 
Angeklagte, die kein Rechtsmittel eingelegt haben 
(§295 Abs. 2)
Es gibt m. E. keine überzeugenden Gründe dafür, daß 
sich die Nachprüfung des erstinstanzlichen Urteils auch 
auf diejenigen Angeklagten erstrecken muß, für die 
kein Rechtsmittel eingelegt wurde. Eine solche Hand­
habung ist m. E. mit dem anerkannten Dispositionsprin­
zip insbesondere des Staatsanwalts, der nach § 292 
Abs. 1 Satz 1 den Protest auf einen oder mehrere 
Angeklagte beschränken kann, unvereinbar und steht 
zu dieser Bestimmung in Widerspruch. Sind mehrere 
Personen in einer Sache verurteilt worden und liegt 
nur hinsichtlich eines der Angeklagten ein Rechtsmittel 
vor, so würde die Tätigkeit des Rechtsmittelgerichts 
unzumutbar belastet, wenn es auch die Urteile der 
anderen Angeklagten im vollen Umfang überprüfen 
müßte. Man denke nur an Verfahren mit zehn oder 
mehr angeklagten Personen, bei denen sich eine solche 
Forderung auf die Beschleundgungsmaxime auswirken 
und zudem auch mit dem Prinzip der Rechtskraft 
kollidieren würde.
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Eine solche Ausdehnung der Nachprüfungspflicht ist 
auch im Interesse des Angeklagten unter Wahrung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit nicht notwendig. Der 
Angeklagte kann gegen jede ihn betreffende Entschei­
dung Rechtsmittel einlegen. Macht er davon keinen 
Gebrauch und sieht auch der Staatsanwalt unter Be­
rücksichtigung der sich für ihn aus § 288 ergebenden 
Verpflichtung keine Veranlassung zum Protest — geben 
somit die am Verfahren Beteiligten zu erkennen, daß 
sie das Urteil anerkennen —, so besteht kein zwingen­
des Erfordernis, dennoch auch solche Entscheidungen 
nochmals zu überprüfen, nur weil zufällig ein anderer 
Angeklagter Rechtsmittel eingelegt hat. Wenn der Ent­
wurf schon wie bisher dem Angeklagten eine gewisse 
Dispositionsbefugnis ednräumt — er kann auf Rechts­
mittel verzichten bzw. ein solches zurücknehmen 
(§ 290 Abs. 1) —, so sollte diese Befugnis insoweit auch 
Einfluß auf den Umfang der Nachprüfung haben.

Ich schlage deshalb vor, § 295 Abs. 2 ersatzlos zu strei­
chen und gleichzeitig auch § 3Ö6 im Sinne des bis­
herigen § 295 StPO zu ändern.

In diesem Zusammenhang erhebt sich die weitere 
Frage, ob sich dann, wenn ein Angeklagter, der wegen 
mehrerer selbständiger, in keinem Zusammenhang ste­
hender Handlungen verurteilt wurde, nur hinsichtlich 
einer Handlung Berufung einlegt, die Nachprüfung auf 
alle strafbaren Handlungen erstrecken muß. Meines 
Erachtens sollte auch hier aus den schon erwähnten 
Gründen eine vollständige Überprüfung nur hinsicht­
lich des Urtedlsteils geboten sein, der die angegriffene 
Straftat zum Inhalt hat.

2. Zur eigenen Beweisaufnahme des Rechtsmittel­
gerichts (§302 Abs. 2)

Warum die eigene Beweisaufnahme zu Recht auch in 
Zukunft die Ausnahme im Rechtsmittelverfahren sein 
soll, wurde bereits angedeutet Zu begrüßen ist auch, 
daß der Vorschlag in § 302 Abs. 2 die einengende For­
mulierung des z. Z. geltenden § 289 Abs. 4 StPO ver­
meidet. (Bekanntlich darf nach dam Wortlaut des Ge­
setzes bei eigener Beweisaufnahme im Rechtsmittel­
verfahren an sich nicht einmal ein Sachverständiger 
gehört werden.) Trotzdem wird der gegenwärtige Vor­
schlag — „Das Gericht kann ausnahmsweise eine eigene 
Beweisaufnahme durchführen, wenn dies zur Entschei­
dung erforderlich und der Angeklagte anwesend ist“ — 
den an die Anleitungsfunktion des Rechtsmittelgerichts 
zu stellenden Anforderungen nicht gerecht.

Über § 289 Abs. 4 StPO hat es in der Vergangenheit 
wiederholt Diskussionen gegeben. Das eigentliche An­
liegen dieser Regelung wurde von R a n k e  bei In­
krafttreten des Gesetzes wie folgt charakterisiert:

„Die Vernehmung von' Zeugen vor dem Berufungs­
gericht soll nur in solchen Fällen erfolgen, in denen 
sie deshalb möglich und zweckmäßig ist, weil es 
zur Entscheidung nur noch in geringem Umfang 
einer weiteren Sachaufklärung bedarf.“5

Ranke will also — und das war tatsächlich der ur­
sprüngliche Sinn dieser Bestimmung — unter aus­
nahmsweise eigener Beweiaufnähme eine e r g ä n ­
z e n d e  Beweisaufnahme verstanden wissen. Eine gänz­
lich neue und umfangreiche Beweisaufnahme in zwei­
ter Instanz wurde dagegen für unzulässig gehalten. An 
dieser Auffassung ist lange Zeit festgehalten worden, 
so u. a. von Löwenthal/Mühlberger, die davor warnten, 
durch eine zu extensive Interpretierung des Begriffs 
der ausnahmsweise eigenen Beweisaufnahme die Ar-

5 Ranke, Die Rechtsmittel, in: Grundriß des Strafverfahrens­
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